




















Anlage 2 
 

Verfügung 
Neuordnung des Straßennetzes im Bereich ……………… 

Bekanntmachung des Regierungspräsidiums ………………… 
AZ.: ……………………….. 

 
Die Verkehrsbedeutung der/einzelner Straße(n)/im Bereich von ……………hat sich 
[auf Grund des Neubaus der xy] geändert/verändert. 
 
Nach dem Straßengesetz des Landes Baden-Württemberg (StrG) i. d. F. vom 
11.05.1992 (GBl. S. 329), zuletzt geändert durch Art. 69 der Verordnung vom 
25.01.2012 (GBl. S. 65, 73) sind diese Straßen zu widmen oder umzustufen. 
Entsprechend sind entbehrlich gewordene Straßen einzuziehen. 
 

I. Widmung,/ Umstufung, /Einziehung 
 
Die Widmung/, Umstufung/, Einziehung erfolgt zum 01.01. 01.04., 01.07. 01.10.xy. 
 

A. Widmung (§ 2 Abs. 1 FStrG/§ 5 StrG) 
zur B xy i. d. Baulast der Bundesrepublik Deutschland (Bund) wird nach FStrG/ [L xy 

i. d. Baulast des Landes Baden-Württemberg (Land) nach StrG]  
 
der (neue) Streckenabschnitt VNK (neu/künftig entfallend) – NNK (neu/künftig 
entfallend) von Stat. (neu/künftig entfallend) – nach Stat. (neu/künftig entfallend) 
sowie den dazugehörigen Ästen des NK mit einer Länge von xy m gewidmet. 
 
Gegebenenfalls weitere Streckenabschnitte einfügen. 
 

B. Umstufung (§ 2 Abs. 4 FStrG/§ 6 Abs. 1 StrG) 
Die B xy in der Baulast der Bundesrepublik Deutschland (Bund)/[L xy in der Baulast 

des Landes Baden-Württemberg (Land)] wird  
 
von Streckenabschnitt VNK (neu/künftig entfallend) – nach NNK (neu/künftig 
entfallend) von Stat. (neu/künftig entfallend) – nach Stat. (neu/künftig entfallend) 
sowie den dazugehörigen Ästen des NK mit einer Länge von xy m zur L/K/G in der 
Baulast von xy abgestuft. 
 
Gegebenenfalls weitere Streckenabschnitte einfügen. 
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C. Einziehung (§ 2 Abs. 4 FStrG/§ 7 StrG) 

Die B/L wird VNK (neu/künftig entfallend) – NNK (neu/künftig entfallend) von Stat. 
(neu/künftig entfallend) – nach Stat. (neu/künftig entfallend) sowie den dazugehörigen 
Ästen des NK mit einer Länge von xy m mit sofortiger Wirkung eingezogen. 
 

II. 
Diese Verfügung kann zusammen mit den einschlägigen Unterlagen (insbesondere 
Pläne) vom Tag nach der Bekanntmachung im Staatsanzeiger für Baden-
Württemberg an bis zum Ablauf der Klagefrist nach Abschnitt III beim 
Regierungspräsidium [xy Adressbezeichnung] während der allgemeinen 
Öffnungszeiten eingesehen werden. 
 

III. 
Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats nach ihrer Bekanntgabe 
schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle beim 
Verwaltungsgericht [xy Adressbezeichnung] Klage erhoben werden. Die Verfügung 
gilt zwei Wochen nach der Bekanntmachung im Staatsanzeiger von Baden-
Württemberg als bekannt gegeben. 
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